
629 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

1981 02 19 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem der Bergbauernhilfsfonds in Wien 

aufgelöst wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Der Berghauernhilfsfonds in Wien wird 
aufgelöst. 

(2) Das Vermögen des Bergbauernhilfsfonds 
geh~ auf den Bund über. 

§ 2. Die aushaftenden Darlehen des Bergbau­
emhilfsfonds werden mit dem 'Tag des Inkraft­
tretens dieses Bundesgesetzes in nichtrückzahl­
bare Beihilfen -umgewandelt. 

§ 3. Das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft hat für den Tag des Inkraft­
tretens dieses Bundesgesetzes einen Rechnuri:gsab­
schluß für den Bergbauernhilhfonds zu errich­
ten. 

,§ 4. Die zugunsten des Bergbauernhilfsfonds 
begründeten Veräußerungs- und Belastungsver­
bote erlöschen mit dem Tag des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes. 

§ 5. Mit dem Tag des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesenzcs tritt das Bundesgesetz, womit 
Maßnahmen zur Erhaltung des bergbäuerlichen 
Besitzstandes getroffen werden, BGBl. Nr. 233/ 
1937, außer Kraft. 

desminister für Finanzen und hinsichtlich des 
§ 4 der Bundesminister für Justiz betraut. 

Kurzinformation 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem der Berg­
bauernhilfsfonds in Wien aufgelöst wird 

A. Zielsetzung 

Der Entwurf beseitigt eine verfassungsrechtlich 
bedenkliche Rechtslage, weil kein Kompetenz­
tatbestand vugunsten des Bundes den Bestand 
des Fonds rechtlfertigt .. Er berücksichtigt weiters 
wichtige wirtschaftliche und verwaltungsor,gani­
satorische Erwägungen, weil die Abwicklung der 
geringfügigen Förderungsmaßnahmen des Fonds 
im Wege eines schwerfälligen kommissionellen 
Verfahrens unwirtschaftlich ist. Der Entwurf 
trägt schließlich zur Konzentrierung der Förde­
rungsmaßnahmen bei. 

ß. Lösung 

Der Entwurf löst den Be1"gbauernhilfsfonds in 
Wien auf und läßt den Schuldnern die noch aus­
haftenden Darlehen nach. 

Durch die Auflösung des Fonds tritt ein Nach­
teil für bäuerliche Betriebe nicht ein, weil ein 
bereits bestehendes diChtes und vielgestaLtetes 
Netz von Hilfsmaßnahmen, insbesondere das 
"Bergbauern-Sonderprogramm", die Möglich­
keit gibt, zugunsten von Betriehen helfend ein­
zugreifen, bevor es noch Zu einer Zwangsver:. 
steigerung kommt. 

c. Alternativen 

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes Keine 
sind hinsichtlich des § 1 Abs. 1 sowie der §§ 2 
und 3 der Bundesminister für Land- und Forst- D. Kosten 
wirtschaft, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 der Bun- Keine 
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2 629 der Beilagen 

,Erläuterungen 

A. Allgemeiner Teil 

Der Bergbauernhilfsfonds wurde als juristische 
Person in einer Zeit der Wirtschaftskrise, die zu 

,einer starken Verscl1uldung bergbäuerlicher Be­
triebe führte, mit dem Bundesgesetz, womit Maß­
nahmen zur Er.haltung des bergbäuerlichen Be­
sitz:standesgetroffen und einzelne Bestimmungen 

I des Grundverkehrsgesetzes, StGBl. Nr. 583/1919, 
abgeändert werden, BGBl. Nr. 233/1937, errich­
tet. Seine Tätigkeit stand in engem Zusammen~ 

I hang mit der Regelung des Verkehrs mit land­
,I und forstwirtschaftlichen Grundstücken durch das 

" Grundverkehrsgesetz, BGBl. Nr. 251/1937. 
h 

· Der Bergbauernhilfsfonds konnte auf Antrag 
des Grundverkehrsreferenten einen nicht rück­
zahlbaren Beitrag oder ein langfristiges, nieder­
verzinsliches Darlehen gewähren, um 1. den Er­
wenb einer im Entsiedlungsgebiet gelegenen herg­

!bäuerlichen Liegenschaft durch einen geeigneten 
. ' Bieter im Zwangsversteigerungsverfahren zu er­
'möglichen oder 2. die Schuldenregelung oder die 
Beschaffung des notwendigen Zugehörs zu er~ 
möglichen, wenn der Eigentümer einer im Ent­
siedlungsgebiet gelegenen bergbäuerlichen Liegen-

I schaft von der Zwangsversteigerung bedroht war 
,und die Gläubiger ein entsprechendes Entgegen­
" kommen durch Nachlaß 'an Kapital oder Zinsen, 
ZinsfußherabsetzfUngen, Kapitalstundrung;en u. dgl. 
zeig,ten. Zur EdüUungdiese,r Aufgal>en wurde 
,dem Fonds auch aJUs Bundesminteln ,ein Zuschuß 
gewährt. 

Am 1. AugJlst 1938 trat die ,deutsche Grund­
· stücksveikehrsbekanntmachung in Kraft und trat 
"des österreichische Grundverkehrsgesetz, BGBl. 
Nr. 251/1937, außer Kraft. Bereits am 7. Mai 

: 1938 war für die Durchfühmng der Entschul­
dung landwirtschaftlicher Betriebe die österrei­
chische Entschuldungsverordnung, GBl. f. d. Land 

· österreich Nr. 130, in Kraft getreten. Damit 
· wurde der Zusammenhang zwischen .dem öster­
reichischen Grundverkehrsrecht und dem Berg­
bauernhiHsfonds beseitigt. Der Bergbauernhilfs­
fonds stellte seine Tätigkeit ein. 

Mit dem Bundesverfassungsgesetz vom 1. Mai 
1945 über die Wiederherstellung des Rechtslebens 
in österreich (Rechts-überleitungsgesetz 
R-üG), StGBl. Nr. 6, wurde a!l dem Rechts-

zustand langeknüpft, wie er am 13. März 1938 
in österreich bestanden hat. Die erwähnten, nach 
dem 13. März 1938 erlassenen Rechtsvorschriften 
über die landwirtschaftliche Entschuldung und 
über den Verkehr mit land- und forstwirtschaft­
lichen Grundstücken blieben gemäß § 2 R-üG 
als österreichische Rechtsvorschriften vorläufig in 
Geltung. 

Mit dem Bundesgesetz vom 18. Juni 1946 
iiber das Wiederinkrafttreten des österreichischen 
Grundverkehrsrechtes (Grundverkehrsnovelle 
1946), BGBl. Nr. 123, wurden das Grundver­
kehrsgeseti, BGBl. Nr. 251/1937, und die damit 
zusammenhängenden Vorschriften in ,der Fas­
sung vom 13. März 1938 wieder in Kraft gesetzt 
und die nach dem 12. März 1938 erlassenen, den 
gleichen Gegenstand betreffenden Vorschriften 
aufgehoben. Auf Grund dieser Rechtslage nahm, 
der Bel'gbauernhilfsfonds seine Tätigkeit wieder 
auf . 

In der Folge hat der Verfassungsgenichtshof 
mit dem Erkenntnis Slg. Nr. 2546/1953 die Grund­
verkehrsnovelle 1946 als verfassungswidrig auf­
gehoben und mit dem Erkenntnis Slg. Nr. 2658/ 
1954 ausgesprochen, daß die Regelung des Ver­
kehrs mit land- und forstwirtschaftlichen Grund­
stücken (Grundverkehrsrecht) gemäß Art. 15 
B-VG ,in die Gesetzgebung und Vollziehung der 
Länder .fäHt. Damit wurde der eingangs darge­
stellte rechtliche Zusammenhang zwischen Rege­
lung des Grundverkehrs und Tätigkeit des Berg­
bauernhilfsfonds endgültig beseitigt. Dem Berg­
bauernhilfsfondsgesetz war indirekt die Rechts­
grundlage entzogen worden. 

In der Folge haben sowohl das Bundeskanzler­
amt, das Bundesministerium für Justiz und der 
Rechnungshof als auch die Bundesländer Ober­
österreich und Vorarlberg die VerfassungswIdrig­
keit des Bergbauernhilfsfonds .geltend gemacht, 
weil kein Kompetenztatbestand zugunsten des 
Bundes die Errichtung eines Bergbauernhilfs­
fonds rechtfertige {vgl. auch VerfGH-Slg. 
Nr. 2668/1954). Der Rechnungshof vertrat ferner 
die Meinung, daß der BeI1gbauernhilfsfonds mit 
Rücksicht auf seine geringen Mittel und die Not­
wendigkeit einer Zuschußgewährung aus Bun­
desmitteln aufgdöst und seine Aufgabe vom 
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629 der Beilagen 3 

Bundesministerium für Land-, und Forstwirt­
schaft im Rahmen der Förderungstätigkeit über­
nommen werden sollte. Das Weiterbestehen des 
Fonds könnte als nicht mehr gerechtfertigt an-, 
gesehen werden. 

Im Anschluß 'an' die überprüfung der Geba­
rung des Bergbauernhilfsfonds beantragte der 
Rechnungshof im Jahre 1973 neuerlich, die not­
wendigen Maßnahmen zur Auflösung des Fonds 
in die Wege zu leiten. Der Rechnungshof ver­
wies hiebei auf die wiederholt erhobenen Beden ... 
ken gegen den Weitel"bestand des Fonds und legte 
an Hand der Gebarung des Fonds dar, daß bei 
einer jährlichen Dotierung von rund S 50 000,­
aus Bundesmitteln und einer im gleichen Zeit­
raum erfolgenden Gewährung von Darlehen in 
Höhe von ,durchschnittlich S 91 000,- sowie 
von Beihilfen von durchschnittlich S 47 000,~ 
die Fondshilfe für die Bergbauern praktisch nicht 
ins Gewicht fällt. Eine echte Förderung der Berg­
bauern erm.öglichen vielmehr die jährlich im 
Bundesfinanzgesetz unter dem Titel "Bergbauern­
Sonderprogramm" veranschlagten Mittel und in 
Fällen drückender Vel"bindlichkeiten die einzel­
nen Landwirten vom Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft gewährte Hilfe (vgl. 
RH Z1. 3.850-10/72). In der Folge präzisierte der 
Rechnungshof seine Auffassung dahin, daß di,e 
Abwicklung der verhältnismäßig geringfügigen 
Förderungsn;laßn,ahmendes Bergbauernhilfs­
fonds - vor allem eingedenk des schwerfälligen 

, Verfahrens bis zur endgültigen' Entscheidung 
durch die Verwaltungskommission - äußerst 
unwirtschaftlich sei und schon aus diesem Grund 
eine Existenzberechtigung des Fonds nicht er­
blickt werden könne (vgl. Tätigkeitsbericht 1972 
Z 72). Auf Grund dieser Bedenken wurde auch 
die Dotierung des Fonds' aus Bundesmitteln im 
Jahre 1974 eingestellt. Seitldem werden die Mit­
tel des Fonds nur mehr aus den Darlehensrück­
zahlungen der Schuldner gebildet, d. s. zirka 
S 79 000,- jährlich. 

Eine übersicht über die seit dem Jahre 1967 
beim Bergbauernhilfsfonds anhängig gemachten 
und vom Fonds erledigten Fälle ergibt folgendes 
Bild: 

1967: 

1968: 4 
1969: 

1970: 2 
,1971: 1 
1972: 1 

1973: -

1974: 

1975: 

1976: 

1977: 

1978: 

1979: 
1980: 

3 

1 

1 

Diese Darstellung zeigt, daß für die Auflö­
sung des Bergbauernhilfsfonds einerseits begrün­
dete verfassungsrechtliche Bedenken, andererseits 
gewichtige wirtschaftliche und verwaltungsorga­
nisatorische Erwägungen sprechen. Mit dem vor­
liegenden Entwurf wird diesen Umständen Rech-

nung getragen. Seine Verwirklichung hat weder 
zusätzliche Kosten, noch einen zusätzlichen Ver­
waltungsaufwand zur FOlge. 

Die Auflösung des Bergbauernhilfsfonds be­
deutet keinen Nachteil für bäuerliche Betri~be. 
Seit der Errichtung des Bergbauernhilfsfonds im 
Jahre 1937 wurde nämlich zur Erhaltung und 
Stärkung des bäuerlichen Besitzstandes ein der­
art dichtes und vielgestaltetes Netz von Hilfs­
maßnahmen geschaffen, daß es nunmehr mög­
lich ist, zugunsten der Betriebe helfend einzu­
greifen, bevor es noch zu einer Zwangsversteige­
rung kommt. Insbesondere ist es heute auf Grund 
bereits bestehender Maßnahmen möglich, drük­
kende Verbindlichkeiten land- und forstwirt­
schaftlicher Betriebe, die unverschuldet in Not 
geraten sind, zu konsolidieren. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Im Albs. 1 wird die Auflösung des Bergbauern­
hilfsfonds verfügt. Die Auflösung hat ex lege 
zur Folge, daß mit dem Tag des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes lauch die Verwaltungskom­
mission des Bergbauernhilfsfonds als Organ des 
Fonds zu b\!stehen aufhört und die Bestellung 
der Mitglieder der Verwaltungskommission er­
lischt. Infolge Wegfallens der Organe des, Fonds 
gelten auch alle bei der Verwaltungskommission 
allfällig anhängigen Verfahren als eingestellt. Die 
ihnen zugrunde liegenden Anträge werden vom 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft im Rahmen der Bergbauernförderung wei­
ter behandelt werden. 

Der Abs. 2 verfügt den übergang des Vermö­
gens des Bergbauernhilfsfonds auf den Bund. 
Hiebei ist unter Vermögen im Rechtssinne die 
Gesamtheit der Aktiva und Passiva zu verste­
hen. Tatsächlich besteht aber das Fondsvermö­
gen lediglich aus dem am Tag des Inkrafttretens 
dieses Bundesg,esetzes vorhandenen Ba1'1geld, weil 
die aushaftenden Darlehen mit dem Tag des In­
krafttretens dieses Bundesgesetzes in nicht rück­
zahlbare Beihilfen umgewandelt werden (vgl. 
§ 2) und Verbindlichkeiten des Fonds nicht be­
stehen. 

Zu§ 2: 

Der Gesetzgeber hat in den §§ 8 und 11 des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 233/1937 den Berg­
bauernhilfsfonds ermächtigt, seine Hilfe auch in 
der Form der Gewährung von nicht rückzahl­
baren Beihilfen zu leisten. Von dieser Form der 
Hilfe macht der § 2 Gebrauch, indem er verfügt, 
daß die am Tag des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes noch aushaftenden Darlehen mit diesem 
Tag in nichtrückzahlbare Beihilfen umgewan­
delt werden. Es handelt sich hiebei um einen, 
der wirtschaftlichen Konsolidierung der Schuld-
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~erbetriebe dienenden gesetzlimen Schuld erlaß. 
Da es sich hier um eine Verfügung über Bundes­
:vermögen handelt (vgl. Art. XII Abs. 2 Z 4 BFG 
~1981), oblieg~die Besmlußfassung aUein dem 
~ ationalrat (Art. 42 Abs. 5 B-VG). 

.1 

.~u § 3: 
I . 
li Der Remnungsabschluß ist wegen des Vermö-
igensüberganges (vgl. § 1 Abs. 2) notwendig. Da 
!:aber die Verwaltungskommission des Fonds ni mt 
i:mehr ibesteht, hat das Bundesministerium für 
:iLal1Jd- und Forstwirtschaft den Remnungsab­
Ischluß zu errichten. 

i. 

" IZu § 4: 

! Zugunsten des Bergbauernhilfsfonds wurden 
~!im Zusammenhang mit den Hilfeleistungen auch 
liVeräußerungs- und Belastungsverbote begründet 
!Iund im Grundbuch eingetragen. Durch die Auf­
i! 

" 

11 

i 
i 
I 
,I,' 

lösung des Fonds werden diese Verbote gegen­
standslos. Ihr Erlöschen ist deshalb zu verfügen. 

Hier sind auch .die im Zusammenhang mit ge­
währten Darlehen begründeten und zugunsten 
des Bergbauernhilfsfonds im Grundbum einge.,. 
tragenen Hypotheken zu erwähnen. In.folge der 
Umwandlung der aushaftenden Darlehen in nicht-' 
rückza.hlbare Beihilfen ('\'~l. § 2) ist die der Hypo­
thek rzugrul1Jde liegende Darlehensforderung 
dU1"m Schulderlaß materiellrechtLich erloschen. 
Wegen der Bestimmung des § 469 ABGB ist aber 
die Lösmung dieser Hypotheken. von Amts 
wegen nimt möglim. Der Liegenschaftseigentümer 
ist beremtigt, unter Bezugnahme auf den gesetz-
1ichen Schulderlaß 1m § 2 als Löschungstitel die 
bücherlich,e Löschung der Hypothek zu beantra­
gen oder das ihm gemäß § 469 ABGB einge­
räumte Verfügungsrecht auszuüben, dh. an statt 
die Löschung z,u begehren, mit der freigewor­
denen Hypothek eine andere (neue)' Forderung 
bis zur Höchstgrenze der bisherigen zu sichern. 
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